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Bestellung eines Anwalts durch eine bevormundete Person
1- Ausgangslage und Fragestellung

Ein nach Art. 369 ZGB bevormundeter psychisch Kranker ist der Überzeugung, dass seine seit Jahren diagnostizierte Schizophrenie auf einen vor der Erkrankung erlittenen Unfall zu-rückzuführen ist. Trotz zweier Gutachten, die einen Zusammenhang zwischen der psychi-schen Erkrankung und dem erlittenen Unfall ausschliessen, will der Bevormundete gegen die SUVA, von der er eine Rente beansprucht, prozessieren und gegen die Vormundin Beschwer-de führen, weil er sich von ihr nicht genügend vertreten fühlt. Der Bevormundete hat mit Unterstützung seines Vaters einen Anwalt mit der Wahrung seiner Interessen beauftragt. Die Vormundin sieht aufgrund der Fakten- und Rechtslage keinen Handlungsbedarf und hält einen Prozess für aussichtslos. Sie erkundigt sich, ob der Bevormundete selbständig einen Rechts-anwalt mit der Wahrung seiner Interessen beauftragen könne, wer die Anwalts- und allfälligen Prozesskosten zu bezahlen habe, namentlich, wenn der Bevormundete über kein Vermögen verfügt und die unentgeltliche Prozessführung wegen Aussichtslosigkeit nicht gewährt wird. 

2. Erwägungen

Bei der Beauftragung eines Rechtsanwalts handelt es sich grundsätzlich um ein Rechts-geschäft, das ein urteilsfähiger Bevormundeter wegen fehlender Handlungsfähigkeit nur mit Zustimmung seiner gesetzlichen Vertretung vornehmen kann (Art. 19 Abs. 1 in Verbindung mit Art. 410 Abs. 1 ZGB). Erteilt der Vormund oder die Vormundin die Zustimmung nicht, kann der von der bevormundeten Person beauftragte Anwalt selber oder durch das Gericht eine Frist zur Genehmigung des Geschäfts ansetzen (Art. 410 Abs. 2 ZGB; Andreas Schwarz, Die Vormundschaftsbeschwerde Art. 420 ZGB, Diss. Zürich, 1968, S. 76). Wird die Zustim-mung innert dieser Frist nicht erteilt, wird das Rechtsgeschäft ex tunc (rückwirkend) hinfällig. Die bevormundete Person haftet in diesem Fall nach der Spezialvorschrift über die ungerecht-fertigte Bereicherung von Art. 411 Abs. 1 ZGB (BSK-Leuba, Art. 411 ZGB, N 3) und falls sie den anderen Teil zu der irrtümlichen Annahme ihrer Handlungsfähigkeit verleitet hat, aus un-erlaubter Handlung für den verursachten Schaden (BSK, a.a.O. N 4).

Anders verhält es sich bei der Beschwerde einer bevormundeten Person gegen den Vormund oder die Vormundin (Art. 420 Abs.1 ZGB) oder gegen Beschlüsse der Vormundschaftsbe-hörde (Art. 420 Abs. 2 ZGB). Das Beschwerderecht steht der bevormundeten Person um ihrer Persönlichkeit willen zu, so dass sie selber Beschwerde führen kann, wenn sie urteilsfähig ist (Art. 19 Abs. 2 ZGB; BSK-Geiser, Art. 420 ZGB, N 28 mit Hinweisen auf Lehre und Recht-sprechung).
Die urteilsfähige bevormundete Person kann die Beschwerde selber führen oder selbständig einen Anwalt beauftragen. Wird jedoch ein Anwalt zugezogen, obwohl die bevormundete Person die Beschwerde auch selber führen könnte, liegt eine überflüssige Mandatsführung vor. Der Anwalt ist dann seiner Sorgfaltspflicht nicht nachgekommen und haftet für den dadurch verursachten Schaden. Er wird somit für seine Tätigkeit auch kein Honorar bean-spruchen können (BSK, a.a.O. N 29).

Der Entmündigungsgrund spielt bei der Wahrnehmung dieser Rechte keine Rolle; entscheidende Voraussetzung ist die Urteilsfähigkeit.

Kommt ein gültiger Auftrag mit Zustimmung der gesetzlichen Vertretung, oder weil die bevormundete Person diesen selbständig erteilen kann, zustande, haftet diese aus diesem Vertrag persönlich und mit ihrem ganzen Vermögen (BK-Schnyder/Murer, Art. 373 ZGB, N 114).
Sowohl für die Interessenwahrung der bevormundeten Person in einer rechtsgeschäftlichen Angelegenheit als im Beschwerdeverfahren gegen Vormund/Vormundin oder Vormund-schaftsbehörde hat gemäss Art. 29 Abs. 3 BV jede Person, die nicht über die erforderlichen Mittel verfügt und deren Rechtsbegehren nicht aussichtslos erscheint, Anspruch auf unent-geltliche Rechtspflege.
Das Recht auf unentgeltliche Rechtspflege umfasst die Unentgeltlichkeit des Verfahrens und ein unentgeltlicher Rechtsbeistand, letzteres jedoch nur, wenn die Partei eines solchen Beistandes bedarf, um ihre Rechte wirksam wahren zu können.

Nicht über die erforderlichen Mittel verfügt, wer nicht in der Lage ist, die konkreten Prozess- oder Anwaltskosten aus eigenen Mitteln zu bestreiten, ohne den eigenen Lebensunterhalt oder jenen der Angehörigen zu gefährden (BGE 119 Ia 11 E. 3, S. 12; 120 Ia E. 3, S. 181; 124 I E. 3b, S. 98).
Nicht aussichtslos erscheint ein Rechtsbegehren in Zivilsachen, solange die Gewinnaussichten nicht beträchtlich geringer sind als die Verlustgefahren: solange also auch „eine Partei, die über die nötigen Mittel verfügt, sich bei vernünftiger Überlegung zu einem Prozess entschliessen würde“ (BGE 119 Ia 251 E. 3b, S. 253; 122 I 267 E. 2b, S. 271).
Die bedürftige Partei hat Anspruch auf unentgeltliche Verbeiständung, wenn ihre Interessen in schwerwiegender Weise betroffen sind und der Fall in tatsächlicher und rechtlicher Hin-sicht Schwierigkeiten bietet, die den Beizug eines Rechtsvertreters erforderlich machen (vgl. u.a. BGE 5P. 163/2004; 5P.182/2004, beide vom 1. Juli 2004, wo diese Voraussetzungen im Fall eines Obhutsentzugs als erfüllt beurteilt wurden. Vgl. weiter zu den Verfahrensgarantien nach Art. 29 und 30 BV, Häfeli, Wegleitung, 4. Aufl., Zürich 2005, S. 272 ff.).

3. Schlussfolgerungen

· Die bevormundete Person kann im vorliegenden Fall nur mit Zustimmung der Vormundin einen Anwalt mit der Interessenwahrung gegenüber der SUVA beauftragen. Nimmt ein Anwalt das Mandat ohne diese Zustimmung an, ist er weder vertretungsberechtigt, noch kann er (vorbehältlich Art. 411 ZGB) Honorarforderungen durchsetzen.
· Falls die Vormundin der Interessenvertretung durch einen Anwalt zustimmt, hat dieser vor Einleitung eines allfälligen Prozesses über die Vormundin die Zustimmung der Vormundschaftsbehörde einzuholen (Art. 421 Ziff. 8 ZGB).

· Falls die bevormundete Person gegen die Mandatsführung der Vormundin Beschwer-de nach Art. 420 ZGB führen will, kann sie dies selbständig tun oder selbständig einen Anwalt beauftragen. Dieser riskiert allerdings, dass er wegen überflüssiger Mandats-führung seine Honorarforderung nicht durchsetzen kann.

· Ob die Voraussetzungen für die unentgeltliche Rechtspflege im vorliegenden Fall gegeben sind, muss aufgrund der Einkommens- und Vermögensverhältnisse nach kantonalem Recht und nach den Prozessaussichten beurteilt werden.

Niederrohrdorf, 8. September 2005 
Christoph Häfeli
